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Zweckverband berufliche Schulen Landshut (Stadt und Landkreis) 
 
Veräußerung einer gebrauchten CNC-Drehmaschine CTX 310 V3 mit numerischer Steuerung 
Siemens 840 D 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
der Zweckverband berufliche Schulen Landshut (Stadt und Landkreis) als Sachaufwandsträger der 
Staatl. Berufsschule 1 in Landshut bietet eine gebrauchte horizontale CNC-Drehmaschine 
Graziano CTX 310 V3, Baujahr 2002, mit numerischer Steuerung 840 D an.  
 
Die Grundmaschine beinhaltet:  
T-A2355: mit angetriebenen Werkzeugen, C-Achse und Späneförderer. Komplett mit numerischer 

Steuerung Siemens 840 D mit SHOPTURN Vers. 6.3  
T-N2011: angetriebene Werkzeuge Bohren und Fräsen:  

 - 3 angetriebene Werkzeuge axial, ohne Spannzange (ESX 25)  
 - 3 angetriebene Werkzeuge radial, ohne Spannzange (ESX 25)  

T-S2004: Hydraulisches 3 + 3 Backenfutter, SMW AUTOBLOCK BHD 210 FL, max. 5000 U/min, 
Bohrungsdurchmesser 52 mm.  

 
Die Datenblätter liegen der Maschine bei.  
 
Das Gerät ist mechanisch voll funktionstüchtig, logbuchgeführt und weist normale Gebrauchs-
spuren auf. Da die Steuerung aufgrund eines Festplattenfehlers nicht mehr hochfährt, ist die 
Maschine derzeit nicht einsatzfähig. Der Fehler muss behoben werden. Die Reparatur ist vom 
Käufer auf eigene Rechnung zu veranlassen.  
 
Ein Angebot ist nur nach vorheriger Besichtigung möglich! Das Mindestgebot beträgt 20.000,00 €.  
 
Bei Interesse kann die Maschine nach vorheriger Rücksprache mit unserem Ansprechpartner vor 
Ort, Herrn Hopfensperger (Tel. Nr.: 0871/9630 261 oder 0151/41 439 128), an der Staatl. 
Berufsschule 1, Luitpoldstr. 26 in 84034 Landshut besichtigt werden.  
 
Der Zeitraum für die Abgabe eines Kaufangebots beginnt am 04.08. - 11.08.2020.  
 
Das verbindliche Kaufangebot ist in einem verschlossenen Umschlag, welcher deutlich als 
Angebot gekennzeichnet ist, beim Zweckverband berufliche Schulen Landshut, Veldener Str. 15, 
84036 Landshut, einzureichen. Aus dem Angebot müssen der Bieter und der Gebotspreis 
eindeutig erkennbar sein. Der Besichtigungsnachweis muss dem Angebot beiliegen. 
 
Der Zuschlag ergeht an den Meistbietenden, bei identischen Angeboten entscheidet das Los. Die 
Maschine bleibt bis zur vollständigen Bezahlung des Kaufpreises Eigentum des Zweckverbandes 
berufliche Schulen.  
 
Der Abbau, das Ausbringen sowie die Verpackung der Maschine erfolgt am 17.08.2020 und 
wird vom Zweckverband berufliche Schulen organisiert. Hierfür fallen keine zusätzlichen 
Kosten für den Käufer an.  
Die Abholung und der Transport sind vom Käufer auf eigene Rechnung durchzuführen.  
 
Da es sich um gebrauchte Schulausstattung handelt, werden keine Gewährleistungspflichten über-
nommen, die Rücknahme ist ebenfalls ausgeschlossen.  
 
Sollten Sie noch Fragen zur Vorgehensweise haben, melden Sie sich bitte bei Frau Lechner unter 
der Telefonnummer 0871/ 408 - 1148. 
 
(ZVBSL vom 27.07.2020) 
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Verordnung des Landratsamtes Landshut über die Festsetzung des Überschwemmungs-
gebiets des Erlbachs und der Kleinen Sempt auf den Gebieten der Gemeinden Buch am 
Erlbach und Eching im Landkreis Landshut bis zur Grenze der Stadt Landshut 

vom 27.07.2020 

Das Landratsamt Landshut erlässt auf Grund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 
1 Erstes Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes vom 19.6.2020 (BGBl. I S. 1408) i.V.m. 
Art. 46 Abs. 3, Art 63 Bayer. Wassergesetz vom 25.02.2010 (GVBl. S. 66, 130, BayRS 753-1-U), 
zuletzt geändert durch § 5 Abs. 18 des Gesetzes vom 23.12.2019 (GVBl. S. 737), folgende  
 

Verordnung 

§ 1 
Allgemeines, Zweck 

   (1) In den Bereichen der Gemeinden Buch am Erlbach und Eching im Landkreis Landshut wird 
das in § 2 näher beschriebene Überschwemmungsgebiet festgesetzt. Für diese Gebiete 
werden die folgenden Regelungen erlassen. 

   (2) Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden 
Hochwassergefahr im betroffenen Bereich. Zudem werden Bestimmungen zur Vermeidung 
von Schäden und zum Schutz vor Hochwassergefahren getroffen. 

 
§ 2 

Umfang des Überschwemmungsgebiets und Kennzeichnung der Hochwasserlinie 

   (1) Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in der im Anhang (Anlage) veröffentlichten 
Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25.000 eingetragen. Für die genaue Grenzziehung sind die 
Detailkarten im Maßstab M 1 : 2.500 maßgebend, die im Landratsamt Landshut und in den 
Räumen der Gemeinden Buch am Erlbach und Eching niedergelegt ist; sie können dort während 
der Dienststunden eingesehen werden. Die genaue Grenze verläuft auf der jeweils 
gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, wenn die Grenze ein Grundstück schneidet, auf der 
dem Gewässer näherliegenden Kante der gekennzeichneten Linie. Gänzlich im 
Überschwemmungsgebiet liegende Gebäude sowie solchen gleichgestellte Gebäude, die teilweise 
im Überschwemmungsgebiet liegen, sind in der Detailkarte ebenfalls farblich hervorgehoben. 

   (2) Veränderungen der Grenze oder der Bezeichnung der im Überschwemmungsgebiet 
gelegenen Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungsgebiets 
nicht. 

   (3) An jedem öffentlichen Gebäude und an öffentlichen Anlagen ist die HW100-Linie als 
Anhaltspunkt für die Hochwassergefahr für jede Person gut sichtbar zu kennzeichnen. 
Auskunft über die Höhe der HW100-Linie (m ü.NN) erteilt das Wasserwirtschaftsamt 
Landshut. 

 
§ 3 

Schutzvorschriften, Verbote 

Im Überschwemmungsgebiet gelten die im Wasserhaushaltsgesetz (WHG), im Bayer. 
Wassergesetz (BayWG) und in der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (Anlagenverordnung - AwSV) in der jeweiligen aktuellen Fassung 
festgelegten Verbote, Genehmigungsvorbehalte und Anforderungen. Dabei wird auf die 
Anforderungen an Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen in § 50 AwSV für die 
Aufstellung, Errichtung und den Betrieb von Anlagen und die Anlagenprüfungen in § 46 AwSV 
durch einen Sachverständigen hingewiesen. 

 
§ 4  

Bauleitplanung, Errichtung und Erweiterung baulicher Anlagen und sonstige Vorhaben 

(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete und die Errichtung oder Erweiterung baulicher 
Anlagen gilt § 78 Abs. 1 - 7 WHG. 
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(2) Für sonstige Vorhaben nach § 78a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78a Abs. 
2 WHG. 

 
§ 5 

Weitergehende Bestimmungen 

(1) Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen dürfen nur aufgestellt, errichtet und 
betrieben werden, wenn wassergefährdende Stoffe durch Hochwasser nicht 
abgeschwemmt oder freigesetzt werden und auch nicht auf andere Weise in ein Gewässer 
oder eine Abwasserbehandlungsanlage gelangen können. 

(2) Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen ist verboten (§ 78c WHG). 

(3) Die Prüfpflichten für die genannten Anlagen ergeben sich aus Anlage 6 zu § 46 Abs. 3 der 
Anlagenverordnung (AwSV).  

(4) Heizölverbraucheranlagen, die ganz oder teilweise im Geltungsbereich dieser Verordnung 
liegen und die nicht den Anforderungen von § 50 Abs. 1 AwSV entsprechen, sind bis 
spätestens 05.01.2023 nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
hochwassersicher nachzurüsten. 

 
§ 6  

Antragstellung 

Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 WHG sind für bauliche Anlagen in 
entsprechender Anwendung der für Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayer. 
Bauordnung (BayBO) die zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten Unterlagen 
vorzulegen. Vorlagepflichten nach der Verordnung über Pläne und Beilagen in 
wasserrechtlichen Verfahren (WPBV) vom 13. März 2000 (GVBl S. 156), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 20. Oktober 2010 (GVBl S. 727), bleiben unberührt. 

 
§ 7  

Befreiungen/Ausnahmen zu § 5 

(1) Das Landratsamt Landshut kann von den Verboten und Beschränkungen des § 5 eine 
Befreiung oder Ausnahme erteilen, wenn die gesetzlichen Bestimmungen vorliegen. 

(2) Die Ausnahmeerteilung kann mit Inhalts- und Nebenbestimmungen verbunden werden, 
bedarf der Schriftform und ist widerruflich. 

(3) Im Fall des Widerrufs kann das Landratsamt Landshut vom Grundstückseigentümer 
verlangen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der 
Allgemeinheit, insbesondere der Schutz vor Hochwassergefahren, erfordert. 

 
§ 8  

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Landshut in Kraft. 

 
 
Landshut, den 27.07.2020 
Landratsamt Landshut 
 
 
gez. 
Begemann 
ORRin 
 
 
Anlagen 
(Übersichts- und Detailkarten) 
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(Nr. 23-6451.1-3-6505 vom 27.07.2020) 
 
 
 
Zweckverband Wasserversorgung Mittlere Vils 
 

Geschäftsordnung 
für die Wasserversorgung Mittlere Vils 

 
Der Zweckverband Wasserversorgung Mittlere Vils gibt sich aufgrund der Art. 26 Abs. 1 des 
Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (-KommZG-) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20.06.1994 (GVBl. S. 555, ber. 1995 S. 98), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
26.03.2019 (GVBl. S. 98), in Verbindung mit Art. 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (-GO-) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.12.2019 (GVBl. S. 737) folgende  
 

Geschäftsordnung:  

 A.  Verbandsorgane und ihre Aufgaben   

I.  Die Verbandsversammlung  

§ 1 
Zuständigkeit im Allgemeinen  

Die Verbandsversammlung beschließt über alle Angelegenheiten, die ihr im Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit zugewiesen sind, soweit sie nicht dem Werkausschuss, dem 
Verbandsvorsitzenden oder der Werkleitung übertragen sind oder in deren Zuständigkeit fallen.  
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§ 2 
Ausschließlicher Aufgabenbereich 

Die Verbandsversammlung nimmt die Aufgaben des Zweckverbandes nach Art. 34 Abs. 2 
KommZG und § 10 Abs. 1 der Verbandssatzung wahr.  
 

§ 3 
Rechtsstellung und Befugnisse der Verbandsräte 

(1) Die Verbandsräte üben ihre Tätigkeit nach ihrer freien, nur durch die Rücksicht auf das 
öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung aus und sind an Aufträge nicht gebunden.  

(2) Die Verbandsräte sind verpflichtet, an den Sitzungen und Abstimmungen teilzunehmen und die 
übertragenen Obliegenheiten gewissenhaft wahrzunehmen.  

(3) Die Verbandsräte haben amtliche Angelegenheiten geheim zuhalten, soweit die 
Verschwiegenheit durch Gesetz oder Beschluss vorgeschrieben ist. Sie dürfen die Kenntnis 
geheim zuhaltender Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten. Diese Verpflichtungen bestehen 
auch nach Beendigung des Amtes als Verbandsrat fort.  

(4) Den Verbandsräten stehen außer der Teilnahme an den Beratungen und Abstimmungen in 
Verbandsangelegenheiten weitere Befugnisse nur zu, wenn und soweit ihnen bestimmte 
Angelegenheiten ausdrücklich übertragen werden.  

(5) Verbandsräte haben ein Recht auf Akteneinsicht. Das Verlangen zur Akteneinsicht ist 
gegenüber dem Verbandsvorsitzenden geltend zu machen.  
 

II.  Die Ausschüsse 

§ 4 
Werkausschuss  

(1) Der Werkausschuss ist zuständig für alle Angelegenheiten des Zweckverbandes, soweit sie 
nicht der Entscheidung durch die Verbandsversammlung, den Verbandsvorsitzenden oder der 
Werkleitung vorbehalten sind.  

(2) Der Werkausschuss nimmt insbesondere die Aufgaben des Zweckverbandes nach § 14 der 
Verbandssatzung wahr.  

(3) Der Werkausschuss erledigt die ihm übertragenen Angelegenheiten abschließend, soweit nicht 
der Verbandsvorsitzende, sein Stellvertreter im Ausschuss, ein Drittel der stimmberechtigten 
Ausschussmitglieder oder ein Viertel der Mitglieder der Verbandsversammlung die Nachprüfung 
durch die Verbandsversammlung beantragt. Der Antrag muss schriftlich gestellt werden und 
spätestens am siebten Tag nach der Ausschusssitzung bei dem Verbandsvorsitzenden eingehen. 
Beschlüsse, die Rechte Dritter berühren, dürfen deshalb frühestens am neunten Tag nach der 
Beschlussfassung des Ausschusses dem Dritten bekannt gegeben werden.  

(4) Der Werkausschuss berät alle Angelegenheiten vor, die der Beschlussfassung durch die 
Verbandsversammlung vorbehalten sind.  

(5) Stimmberechtigte Mitglieder des Ausschusses sind der Verbandsvorsitzende oder sein 
Stellvertreter und Verbandsräte, deren Zahl von der Verbandsversammlung festgesetzt wird.  

(6) Die Verbandsversammlung bestellt auf Vorschlag der Verbandsmitglieder aus ihrer Mitte die 
Mitglieder des Ausschusses und für jedes Ausschussmitglied einen/eine Stellvertreter/in, der/die 
bei Verhinderung des Ausschussmitglieds eintritt. Eine Vertretung durch einen anderen 
Verbandsrat ist unzulässig.  
 

§ 5 
Prüfungsausschuss  

(1) Die Bildung des Prüfungsausschusses ist in § 27 Abs. 3 der Verbandssatzung geregelt.  

(2) Der Prüfungsausschuss prüft den Jahresabschluss (örtliche Rechnungsprüfung).  
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§ 6 
Weitere Ausschüsse  

(1) Die Verbandsversammlung kann Ausschüsse jederzeit bilden und auflösen.  

(2) Berührt eine Angelegenheit das Aufgabengebiet mehrerer Ausschüsse, so können diese zu 
einer gemeinsamen Sitzung zusammentreten.  

(3) Für die weiteren Ausschüsse gelten die Bestimmungen für den Werkausschuss entsprechend.  
 

III.  Der Verbandsvorsitzende 

§ 7 
Aufgaben des Verbandsvorsitzenden  

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet im Benehmen mit dem Werkleiter die Beratungsgegen-
stände vor, beruft die Sitzungen ein und leitet die Beratung und Abstimmung.  
 

§ 8 
Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden  

(1) Der Verbandsvorsitzende nimmt die Aufgaben gemäß § 17 der Verbandssatzung wahr.  

(2) Die regelmäßigen und unvermuteten Kassenprüfungen sind vom Verbandsvorsitzenden 
vorzunehmen.  
 

§ 9 
Aufgaben des stellvertretenden Verbandsvorsitzenden  

Der stellvertretende Verbandsvorsitzende vertritt den Verbandsvorsitzenden bei Verhinderung 
durch Krankheit, dienstliche Abwesenheit, Urlaub, vorläufige Dienstenthebung und persönliche 
Beteiligung.  
 

IV.  Die Werkleitung  

§ 10 
Aufgaben  

(1) Die Werkleitung führt die laufenden Geschäfte nach Art. 95 GO.  

(2) Die Aufgaben der Geschäftsleitung werden von der Werkleitung wahrgenommen. Die 
Werkleitung ist für die verwaltungsmäßige und kaufmännische Erledigung der Verbandsaufgaben 
verantwortlich. Sie unterstützt den Verbandsvorsitzenden in allen seinen Aufgaben. Der 
Werkleitung obliegt der allgemeine Sitzungsdienst für die Verbandsversammlung und ihrer 
Ausschüsse. Die Werkleitung trägt dafür Sorge, dass dem Verbandsvorsitzenden eine Woche vor 
jeder Sitzung für sämtliche Tagesordnungspunkte schriftliche Vormerkungen mit Empfehlungen für 
die Entscheidung vorliegen. Die Werkleitung führt die Sitzungsniederschriften, falls der 
Verbandsvorsitzende im Einzelfall keinen/anderen Schriftführer bestimmt hat.   

(3) Die Werkleitung nimmt die Aufgaben des Zweckverbandes nach § 19 der Verbandssatzung 
wahr.  

(4) Die Werkleitung bearbeitet die Personalangelegenheiten und führt die Personalakten. Bei 
Einstellung und Einstufung von Bediensteten hat sie ein Vorschlagsrecht. Die Werkleitung regelt 
alle innerdienstlichen Angelegenheiten, wie z. B. den Erlass allgemeiner Dienstanweisungen, von 
Geschäftsverteilungsplänen.  

(5) Die Werkleitung überwacht die Einhaltung der einschlägigen Vorschriften für die 
Geschäftsführung sowie über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen. Im Benehmen mit 
dem Kassenverwalter stellt die Werkleitung den Vorentwurf des Wirtschaftsplanes mit seinen 
Anlagen auf.  

(6) In Wahrnehmung seiner Aufgaben ist die Werkleitung befugt, notwendige Dienstreisen ohne 
vorherige schriftliche Anordnung auszuführen.  
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(7) Die Werkleitung ist zur Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des in der Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages befugt.  

(8) Die Werkleitung ist nicht berechtigt, ihre Befugnisse selbständig auf andere zu übertragen.  
 

B.  Der Geschäftsgang  

I.  Allgemeines  

§ 11 
Verantwortung für den Geschäftsgang  

(1) Nach Maßgabe der in der Verbandssatzung festgelegten Zuständigkeiten sorgen die 
Verbandsversammlung, der Werkausschuss, der Verbandsvorsitzende und die Werkleitung für den 
ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte des Zweckverbandes. Sie schaffen die dazu 
erforderlichen Einrichtungen.  

(2) Die Geschäftsstelle des Zweckverbandes unterstützt die Verbandsorgane und erledigt die 
Büroarbeiten für Verwaltung und Betrieb des Zweckverbandes. Die Geschäftsstelle wird von der 
Werkleitung verantwortlich geführt.  

(3) Eingaben und Beschwerden an die Verbandsversammlung werden durch die Werkleitung 
vorbehandelt und sodann der Verbandsversammlung oder dem zuständigen Werkausschuss 
vorgelegt. Eingaben, die in den Zuständigkeitsbereich des Verbandsvorsitzenden oder der 
Werkleitung fallen, erledigen diese in eigener Zuständigkeit.  
 

§ 12 
Sitzungen, Beschlussfähigkeit  

(1) Die Verbandsversammlung beschließt in Sitzungen. Eine Beschlussfassung durch mündliche 
Befragung außerhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist ausgeschlossen.  

(2) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß 
geladen sind und die anwesenden stimmberechtigten Verbandsräte die Mehrheit der von der 
Verbandssatzung vorgesehenen Stimmenzahl erreichen (§ 9 Abs. 1 der Verbandssatzung).  

(3) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen 
Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum zweiten Mal zur 
Verhandlung über denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Erschienen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung eigens 
hingewiesen werden (§ 9 Abs. 2 der Verbandssatzung).  
 

§ 13 
Öffentliche Sitzungen  

(1) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das 
Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen.  

(2) Die öffentlichen Sitzungen der Verbandsversammlung sind allgemein zugänglich, soweit der für 
Zuhörer bestimmte Raum ausreicht. Soweit erforderlich, wird die Zulassung durch die Ausgabe 
von Platzkarten geregelt. Für die Medien ist stets eine angemessene Zahl von Plätzen 
freizuhalten. Rundfunk- und Fernsehaufnahmen bedürfen der Zustimmung des 
Verbandsvorsitzenden und der Verbandsversammlung.  

(3) Zuhörer, welche die Ordnung der Sitzung stören, können durch den Verbandsvorsitzenden aus 
dem Sitzungssaal gewiesen werden.  
 

§ 14 
Nichtöffentliche Sitzungen  

(1) In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:  
1. Personalangelegenheiten,  
2. Rechtsgeschäfte in Grundstücksangelegenheiten,  
3. Angelegenheiten, die dem Sozial-, Steuer- oder Abgabengeheimnis unterliegen,  
4. Vergabe von Lieferungen und Leistungen,  
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5. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder nach 
der Natur der Sache erforderlich ist.  

(2) Zu nichtöffentlichen Sitzungen können im Einzelfall durch Beschluss Personen, die der 
Verbandsversammlung nicht angehören, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit für die 
Behandlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist.  
 

II.  Vorbereitung der Sitzungen  

§ 15 
Einberufung  

(1) Der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsversammlungen ein, wenn die Geschäftslage es 
erfordert oder wenn es ein Drittel der Verbandsräte beantragt.  

(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen.  

(3) Ort und Zeitpunkt der Sitzungen werden durch den Verbandsvorsitzenden bestimmt.  
 

§ 16 
Tagesordnung  

(1) Der Verbandsvorsitzende setzt die Tagesordnung fest. Rechtzeitig eingegangene Anträge von 
Verbandsräten setzt der Verbandsvorsitzende möglichst auf die Tagesordnung der nächsten 
Sitzung.  

(2) Den örtlichen Medien soll die Tagesordnung jeder öffentlichen Sitzung rechtzeitig mitgeteilt 
werden.  

(3) Eine über Abs. 2 hinausgehende öffentliche Bekanntmachung ist nicht notwendig.  
 

§ 17 
Form und Frist für die Einladung  

(1) Die Verbandsräte werden schriftlich unter Beifügung der Tagesordnung zu den Sitzungen 
eingeladen. Die Tagesordnung kann bis spätestens 24 Stunden vor der Sitzung nachgereicht oder 
ergänzt werden.  

(2) Die Ladungsfrist beträgt sieben Tage (§ 7 Abs. 2 der Verbandssatzung); sie kann in dringenden 
Fällen auf 24 Stunden verkürzt werden. Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung 
werden bei der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet.    
 

§ 18 
Anträge  

(1) Anträge, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich zu stellen und 
ausreichend zu begründen. Sie sollen spätestens 14 Tage vor der Sitzung beim 
Verbandsvorsitzenden oder der Geschäftsstelle eingereicht werden. Soweit ein Antrag mit 
Ausgaben verbunden ist, die im Wirtschaftsplan nicht vorgesehen sind, muss er gleichzeitig einen 
Deckungsvorschlag enthalten. Anträge, die diesem Erfordernis nicht entsprechen, werden nicht 
behandelt.  

(2) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder während der Sitzung gestellte Anträge 
können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn die Verbandsversammlung 
mit Stimmenmehrheit der Behandlung und Beschlussfassung zugestimmt hat (§ 9 Abs. 1 Satz 2 
der Verbandssatzung). Ist noch eine Ermittlung und Prüfung des Sachverhaltes oder die 
Beiziehung abwesender Personen oder von Akten erforderlich, wird die Behandlung bis zur 
nächsten Sitzung zurückgestellt. 

(3) Anträge zur Geschäftsordnung oder einfache Sachanträge, z. B. Nichtbefassungsanträge, 
Zurückziehung eines Antrags, Änderungsanträge u. ä., können auch während der Sitzung und 
ohne Beachtung der Schriftform gestellt werden.  
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III.  Sitzungsverlauf  

§ 19 
Eröffnung der Sitzung  

(1) Der Verbandsvorsitzende eröffnet die Sitzung. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung der 
Verbandsräte sowie die Beschlussfähigkeit der Verbandsversammlung fest.  

(2) Die Niederschrift über die vorangegangene Sitzung liegt während der Dauer der Sitzung zur 
Einsicht auf. Wenn bis zum Schluss der Sitzung keine Einwendungen erhoben werden, so gilt die 
Niederschrift als von der Verbandsversammlung genehmigt, sofern kein Beschluss zur 
Genehmigung gefasst wird.  

(3) Hat der Verbandsvorsitzende dringliche Anordnungen erlassen oder unaufschiebbare 
Geschäfte anstelle der Verbandsversammlung besorgt, gibt er das vor Eintritt in die Tagesordnung 
bekannt.  
 

§ 20 
Eintritt in die Tagesordnung  

(1) Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgesetzten 
Reihenfolge behandelt. Die Reihenfolge kann durch Beschluss geändert werden.  

(2) Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden, so wird darüber 
vorweg unter Ausschluss der Öffentlichkeit beraten und entschieden. Wird von vornherein zu einer 
nichtöffentlichen Sitzung eingeladen, gilt die Behandlung in nichtöffentlicher Sitzung als gebilligt, 
wenn und soweit nicht die Verbandsversammlung anders entscheidet.  

(3) Der Verbandsvorsitzende oder eine von ihm mit der Berichterstattung beauftragte Person trägt 
den Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erläutert ihn. Anstelle des 
mündlichen Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden.  

(4) Zu Tagesordnungspunkten, die in einem Ausschuss vorbehandelt worden sind, ist der 
Beschluss des Ausschusses bekannt zugeben.  

(5) Soweit erforderlich, können auf Anordnung des Verbandsvorsitzenden oder auf Beschluss der 
Verbandsversammlung Sachverständige zugezogen und gutachtlich gehört werden. 
Entsprechendes gilt für sonstige sachkundige Personen.  
 

§ 21 
Beratung der Sitzungsgegenstände  

(1) Nach der Berichterstattung, eröffnet der Verbandsvorsitzende die Beratung.  

(2) Mitglieder der Verbandsversammlung, die nach den Umständen annehmen müssen, von der 
Beratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen persönlicher 
Beteiligung ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Beratung dem 
Verbandsvorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunkte dieser 
Art während der Beratung erkennbar werden. Das wegen persönlicher Beteiligung 
ausgeschlossene Mitglied hat während der Beratung und Abstimmung seinen Platz am 
Beratungstisch zu verlassen; es kann bei öffentlicher Sitzung im Zuhörerraum Platz nehmen, bei 
nichtöffentlicher Sitzung verlässt es den Raum.  

(3) Sitzungsteilnehmer und beigezogene Personen dürfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen 
vom Verbandsvorsitzenden erteilt wird. Der Verbandsvorsitzende erteilt das Wort in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen; er kann es wiederholt erteilen. Bei gleichzeitiger Wortmeldung 
entscheidet der Verbandsvorsitzende über die Reihenfolge. Bei Wortmeldungen "zur 
Geschäftsordnung" ist das Wort außer der Reihe sofort zu erteilen. Zuhörern kann das Wort nicht 
erteilt werden.  

(4) Die Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an die Verbandsversammlung. 
Die Redebeiträge müssen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt beziehen; Abweichungen 
vom Thema sind zu vermeiden.  

(5) Während der Beratung über einen Antrag sind nur zulässig:  
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1. Anträge zur Geschäftsordnung,  
2. Zusatz- oder Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung des zu beratenden Antrags. 

Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache selbst findet 
insoweit nicht statt. Über Änderungsanträge ist in der Regel sofort zu beraten und abzustimmen.  

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, können Antragsteller, Berichterstatter, 
Werkleitung und sodann der Verbandsvorsitzende eine Schlussäußerung abgeben. Die Beratung 
wird vom Verbandsvorsitzenden geschlossen.  

(7) Redner, die gegen die vorstehenden Regeln verstoßen, ruft der Verbandsvorsitzende zur 
Ordnung und macht sie auf den Verstoß aufmerksam. Bei weiteren Verstößen kann ihnen der 
Verbandsvorsitzende das Wort entziehen.  

(8) Verbandsräte, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, kann der Verbandsvorsitzende mit 
Zustimmung der Verbandsversammlung von der Sitzung ausschließen. Über den Ausschluss von 
weiteren Sitzungen entscheidet die Verbandsversammlung.  

(9) Der Verbandsvorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und 
Ordnung im Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden können. Eine 
unterbrochene Sitzung ist spätestens innerhalb der nächsten Woche fortzuführen; einer 
neuerlichen Einladung hierzu bedarf es nicht. Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem 
die Sitzung unterbrochen wurde. Der Verbandsvorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung 
bekannt.  
 

§ 22 
Abstimmung  

(1) Nach Durchführung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf "Schluss der 
Beratung" schließt der Verbandsvorsitzende die Beratung und lässt über den 
Beratungsgegenstand abstimmen. Er vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfähigkeit gegeben 
ist.  

(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der nachstehenden Reihenfolge 
abgestimmt:  

1. Anträge zur Geschäftsordnung;     
2. Anträge, die mit dem Beschluss oder Empfehlung eines Ausschusses übereinstimmen; über 

sie ist vor allen anderen Anträgen zum gleichen Beratungsgegenstand abzustimmen,  
3. weitergehende Anträge; das sind die Anträge, die voraussichtlich einen größeren Aufwand 

erfordern oder einschneidendere Maßnahmen zum Gegenstand haben, 
4. früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der spätere Antrag nicht unter die Nrn. 1 

bis 3 fällt.  

(3) Grundsätzlich wird über jeden Antrag insgesamt abgestimmt. Über einzelne Teile eines Antrags 
wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder der Verbandsvorsitzende eine Teilung 
vornimmt.  

(4) Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. Der Verbandsvorsitzende formuliert die 
zur Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit "ja" oder "nein" beantwortet werden kann. 
Grundsätzlich wird in der Reihenfolge "ja" - "nein" abgestimmt.  

(5) Beschlüsse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss der 
Verbandsversammlung durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Stimmen 
gefasst, soweit nicht durch das KommZG oder die Verbandssatzung eine besondere Mehrheit 
vorgeschrieben ist. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein Mitglied der 
Verbandsversammlung darf sich der Stimme enthalten.  

(6) Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Verbandsvorsitzenden zu zählen. Das 
Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zugeben; dabei ist 
festzustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist.  

(7) Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die Beratung 
und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht deren sofortige Wiederholung 
durch alle Verbandsräte verlangt wird, die an der Abstimmung teilgenommen haben. In einer 
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späteren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen, ein bereits zur Abstimmung 
gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut behandelt werden, wenn neue 
Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der Beratungsgegenstand 
ordnungsgemäß auf die Tagesordnung gesetzt wurde.  
 

§ 23 
Wahlen 

(1) Für Wahlen gelten die Bestimmungen gemäß § 9 der Verbandssatzung. 

(2) Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzettel vorgenommen. Ungültig sind 
insbesondere Neinstimmen, leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den Namen des 
Gewählten nicht eindeutig ersehen lassen.  
 

§ 24 
Anfragen 

Die Verbandsmitglieder können in jeder Sitzung nach Erledigung der Tagesordnung an den 
Verbandsvorsitzenden Anfragen über solche Gegenstände richten, die nicht auf der Tagesordnung 
stehen. Nach Möglichkeit sollen solche Anfragen sofort durch den Verbandsvorsitzenden, die 
Werkleitung oder sonstige anwesende Bedienstete des Zweckverbandes beantwortet werden. Ist 
das nicht möglich, so werden sie in der nächsten Sitzung oder schriftlich beantwortet. Eine 
Aussprache über Anfragen findet in der Sitzung nicht statt.  
 

§ 25 
Beendigung der Sitzung 

Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schließt der Verbandsvorsitzende die 
Sitzung.  
 

IV.  Sitzungsniederschrift 

§ 26 
Form und Inhalt 

(1) Über die Sitzungen der Verbandsversammlungen werden Niederschriften gefertigt, in die Tag 
und Ort der Sitzung, Namen der anwesenden Verbandsräte, die behandelten Gegenstände und 
die Abstimmungsergebnisse einzutragen sind. Die Niederschriften werden getrennt nach 
öffentlichen und nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten geführt. Die Niederschriften sind zu 
binden.  

(2) Als Hilfsmittel für das Anfertigen der Niederschrift können Tonbandaufnahmen gefertigt werden. 
Das Tonband ist unverzüglich nach Genehmigung der Niederschrift zu löschen und darf 
Außenstehenden nicht zugänglich gemacht werden.  

(3) Ist ein Mitglied der Verbandsversammlung bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist dies in 
der Niederschrift besonders zu vermerken. Jeder Verbandsrat kann verlangen, dass in der 
Niederschrift festgehalten wird, wie er abgestimmt hat.  

(4) Die Niederschrift ist vom Verbandsvorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen und 
von der Verbandsversammlung zu genehmigen.  
 

§ 27 
Einsichtnahme und Abschrifterteilung 

(1) In die Niederschriften über öffentliche Sitzungen können alle Bürger im räumlichen 
Geltungsbereich des Zweckverbandes Einsicht nehmen; dasselbe gilt für auswärts wohnende 
Personen hinsichtlich ihres Grundbesitzes oder ihrer gewerblichen Niederlassungen im 
Verbandsgebiet.  

(2) Verbandsräte können jederzeit die Niederschriften über öffentliche und nichtöffentliche 
Sitzungen einsehen. Die Verbandsräte erhalten Abschriften der Niederschriften über die 
öffentlichen Sitzungen.  
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(3) In Rechnungsprüfungsangelegenheiten können die Verbandsräte jederzeit die Berichte über 
die Prüfungen einsehen. Abschriften werden nicht erteilt. 
 

V. Geschäftsgang der Ausschüsse 

§ 28 
Anwendbare Bestimmungen 

(1) Für den Geschäftsgang des Werkausschusses und sonstiger Ausschüsse gelten die §§ 11 bis 
25 sinngemäß. Sitzungen des Rechnungsprüfungsausschusses finden jedoch ausschließlich 
nichtöffentlich statt.  

(2) Verbandsräte können auch in nichtöffentlicher Sitzung eines Ausschusses, dem sie nicht 
angehören, als Zuhörer anwesend sein. Ein Mitspracherecht steht ihnen ebenso wie in öffentlicher 
Sitzung nicht zu. Berät ein Ausschuss über den Antrag eines Verbandsrates, das diesem 
Ausschuss nicht angehört, so gibt der Ausschuss dem Antragsteller Gelegenheit, seinen Antrag zu 
begründen.  
 

VI.  Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen 

§ 29 
Art der Bekanntmachung 

(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes werden im Amtsblatt der 
Aufsichtsbehörde bekannt gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der für die 
Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachung hin. Die 
Satzungen und Verordnungen können in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes eingesehen 
werden.  

(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind in ortsüblicher Weise 
vorzunehmen.   
 

C.  Schlussbestimmungen  

§ 30 
Änderung der Geschäftsordnung 

Vorstehende Geschäftsordnung kann durch Beschluss der Verbandsversammlung geändert 
werden.  
 

§ 31 
Verteilung der Geschäftsordnung 

Jedem Verbandsrat ist ein Exemplar der Geschäftsordnung auszuhändigen.  
 

§ 32 
Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt zum 17.06.2020 in Kraft.  
 
 
Aham, den 18.06.2020  
Wasserversorgung Mittlere Vils 
 
Gez. 
Gerald Rost 
Verbandsvorsitzender  
 
(Nr. 20-8630.1 vom 28.07.2020) 
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Zweckverband Wasserversorgung Mittlere Vils 
 

Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeiten 
im Zweckverband Wasserversorgung Mittlere Vils 

 
Der Zweckverband Wasserversorgung Mittlere Vils erlässt aufgrund Art. 30 Abs. 2 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (-KommZG-) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20.06.1994 (GVBl. S. 555, ber. 1995 S. 98), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26.03.2019 
(GVBl. S. 98), sowie Art. 20a und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (-GO-) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl S.796), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23.12.2019 (GVBl S. 737) folgende 
 

Entschädigungssatzung 
 

§ 1  
Entschädigungsberechtigte 

1Der Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung werden für die 
Teilnahme an Sitzungen und für sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeiten nach Maßgabe 
dieser Satzung entschädigt. 2Entsprechendes gilt für Stellvertreter/innen, sofern ein Vertretungsfall 
vorliegt. 
 

§ 2 
Auslagenersatz 

1Der Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der 
Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse Ersatz ihrer Auslagen, insbesondere 
Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes. 
2Dasselbe gilt für die Verbandsräte, die Beamte oder Angestellte des durch sie vertretenen 
Verbandsmitgliedes sind. 
 

§ 3 
Entschädigung der Verbandsräte 

(1) 1Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der 
Verbandsversammlung angehören (= erster Bürgermeister), erhalten für die Teilnahme an 
Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse, ausgenommen des örtlichen 
Rechnungsprüfungsausschusses, eine Sitzungspauschale. 2Die Sitzungsgeldpauschale wird 
auf 30,00 € festgelegt. 3Sie verdoppelt sich, wenn die Sitzung länger als fünf Stunden dauert. 

(2) 1Die Verbandsräte, die gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der 
Verbandsversammlung angehören (= erster Bürgermeister), erhalten für die Teilnahme an 
Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse, ausgenommen des örtlichen 
Rechnungsprüfungsausschusses, einen Auslagenersatz (Wegstreckenentschädigung und 
sonstige Spesen). 2Der Auslagenersatz wird auf pauschal 30,00 € festgelegt. 

(3) 1Soweit die Verbandsräte Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, erhalten sie außerdem den 
entstandenen Verdienstausfall für die Dauer der Sitzung einschließlich einer angemessenen 
An- und Abreisezeit ersetzt. 2Der Betrag des entgangenen Lohns oder Gehalts ist durch 
Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. 

(4) 1Soweit die Verbandsräte selbstständig tätig sind, erhalten sie für die durch die Teilnahme an 
den Sitzungen bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung von 0,00 € je 
angefangene fünf Stunden Sitzungsdauer. 2Dies gilt nicht für Sitzungen, die ab 17:00 Uhr oder 
später beginnen oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden. 

(5) Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach den Absätzen 2 oder 3 haben, 
denen aber im beruflichen und häuslichen Bereich durch die Teilnahme an den Sitzungen ein 
Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeitszeit oder das 
Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung 
wie selbstständig Tätige. 
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(6) Verbandsräte nach Abs. 1 und sonstige bestellte Personen erhalten für Tätigkeiten, die sie für 
den Zweckverband ausführen und die nicht in Verbindung mit der Teilnahme an Sitzungen 
verbunden sind, auf Antrag Reisekosten und Tagegelder nach Bestimmungen des Bayerischen 
Reisekostengesetzes. 

 
§ 4 

Entschädigung der Verbandsvorsitzenden 

(1) 1Der Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Entschädigung in Höhe 
von 1.061,00 € netto. 2Diese Entschädigung ist den allgemeinen Tariferhöhungen nach TVöD 
anzupassen. 

(2) 1Zur Abgeltung von Wegstreckenentschädigungen nach dem Bayerischen 
Reisekostengesetzes, die für Besprechungen, Ortstermine und gleichartige Tätigkeiten 
innerhalb und außerhalb des Verbandsgebiets anfallen, sowie für etwaige anfallende 
Telefongebühren, erhält der Verbandsvorsitzende eine monatliche Pauschalentschädigung in 
Höhe von 100,00 €. 

2Im Falle der Verhinderungen (z. B. durch Krankheit, Urlaub) wird die Entschädigung nach Satz 
1 entsprechend anteilsmäßig gekürzt. 

 
§ 5 

Entschädigung des stellvertretenden Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden erhält für seine Tätigkeit monatlich ein Fünftel (20 
%, in Worten: zwanzig von Hundert) der Entschädigung des Verbandsvorsitzenden nach § 4 
Abs. 1. 

(2) Im Fall der Vertretung des Verbandsvorsitzenden, erhält der Stellvertreter die 
Pauschalentschädigung für Wegstrecken- und Telefongebühren gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 
anteilsmäßig für die Dauer der Vertretung. 

 
§ 6 

Entschädigung der Mitglieder des örtlichen Rechnungsprüfungsausschusses 

(1) Die Mitglieder des örtlichen Rechnungsprüfungsausschusses, mit Ausnahme der 
Verbandsräte, die gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der 
Verbandsversammlung angehören (= erste Bürgermeister), erhalten für die durch die 
Teilnahme an der Rechnungsprüfung bedingte Zeitversäumnis eine Entschädigung in Höhe 
von 30,00 € je angefangene Stunde. 

(2) 1Sind die Mitglieder des örtlichen Rechnungsprüfungsausschusses, mit Ausnahme der 
Verbandsräte, die gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der 
Verbandsversammlung angehören (= erste Bügermeister), Lohn- oder Gehaltsempfänger, so 
wird auf Antrag ein entsprechender Verdienstausfall erstattet, soweit dieser durch 
Bescheinigung des Arbeitgebers nachgewiesen wird. 2Werden sie vom Arbeitgeber für die 
Dauer der Prüfung freigestellt (Gehalts- bzw. Lohnfortzahlung), entfällt die Entschädigung nach 
Satz 1. 

 
§ 7 

Auszahlung der Entschädigungen 

1Nach Monatsbeträgen bemessene Entschädigungen werden analog der Gehaltszahlungen am 
Ende des Monats ausbezahlt. 2Die übrigen Entschädigungen werden nachträglich nach 
Abrechnung gezahlt. 
 

§ 8 
Zeitdauer der Entschädigungen 

1Die durch diese Satzung festgesetzten Entschädigungssätzen gelten für die Zeitdauer von sechs 
Jahren. 2Sie bleiben bis zum Amtsantritt der neuen Verbandsräte unverändert. 
 
 



Seite 378 

Amtsblatt des Landkreises Landshut Nr. 36 vom 30.07.2020 

§ 9 
Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 17.06.2020 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 11.06.2014 außer Kraft. 
 
 
Aham, 18.06.2020 
Gez. 
Gerald Rost 
Verbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-8630.1 vom 27.07.2020) 
 
 
 
Schulverbandes Altfraunhofen - Baierbach 
 

Haushaltssatzung des 
Schulverbandes Altfraunhofen - Baierbach, Landkreis Landshut 

für das Haushaltsjahr 2020 

I. 

Aufgrund des Art. 9 Bayer. Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) i. V. m. Art. 40 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) und Art. 63 ff der Gemeindeordnung 
(GO) erlässt der Schulverband folgende Haushaltssatzung, die hiermit gemäß Art. 24 KommZG 
bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf 297.268,00 € 
und 
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf   85.328,00 € 
festgesetzt. 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 

(1) Schulverbandsumlage 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von 
Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2020 auf 219.600,00 € 
festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes 
umgelegt (Verwaltungsumlage). 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem 
Stand vom 1. Oktober 2019 auf 122 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 1.800,00 € festgesetzt. 

4. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 10.000,00 € festgesetzt. 

§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
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§ 7 

Die Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 in Kraft. 

II. 

Das Landratsamt Landshut hat die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan des Schulverbandes 
Altfraunhofen - Baierbach für das Haushaltsjahr 2020 mit Schreiben vom 25.06.2020 
rechtsaufsichtlich gewürdigt. 

III. 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer 
Haushaltssatzung öffentlich zugänglich gemacht und liegt während des ganzen Jahres in der 
Geschäftsstelle des Schulverbandes Altfraunhofen – Baierbach, Rathausplatz 1, 84169 
Altfraunhofen innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsichtnahme bereit. 
 
Altfraunhofen, 16.07.2020 
Schulverband Altfraunhofen - Baierbach 
 
Gez. 
Johann Schreff 
Schulverbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-9410.1 vom 28.07.2020) 
 
 
 
Verwaltungsgemeinschaft Altfraunhofen 
 

Haushaltssatzung der 
Verwaltungsgemeinschaft Altfraunhofen, Landkreis Landshut 

für das Haushaltsjahr 2020 

I. 

Auf Grund Art. 8 Abs. 2, Art. 10 Abs. 2 VGemO und Art. 40, 41 KommZG i. V. m. Art. 63 ff GO 
erlässt die Verwaltungsgemeinschaft folgende Haushaltssatzung, die hiermit gemäß Art. 24 
KommZG bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf 2.305.515,00 € 
und 
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben auf 7.580.000,00 € 
festgesetzt. 

§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind in Höhe von 
2.000.000,00 € vorgesehen. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

§ 4 

1) Verwaltungsumlage 
Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von 
Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2020 auf 724.050,00 € 
festgesetzt und nach dem Verhältnis der Einwohner der Mitgliedsgemeinden bemessen. 
Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßgebende Einwohnerzahl nach dem 
Stand vom 30.06.2020 auf 3.218 Einwohner festgesetzt. 
Die Verwaltungsumlage wird je Einwohner auf 225,00 € festgesetzt. 

 

2) Investitionsumlage 
 Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
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§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 100.000,00 € festgesetzt. 

§ 6 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 in Kraft. 

II. 

Das Landratsamt Landshut hat die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan der Verwaltungs-
gemeinschaft Altfraunhofen für das Haushaltsjahr 2020 mit Schreiben vom 10.07.2020 
rechtsaufsichtlich genehmigt. 

III. 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer 
Haushaltssatzung öffentlich zugänglich gemacht und liegt während des ganzen Jahres in der 
Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Altfraunhofen, Rathausplatz 1, 84169 Altfraunhofen 
innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Einsichtnahme bereit. 
 
Altfraunhofen, 16.07.2020 
Verwaltungsgemeinschaft Altfraunhofen 
 
Gez. 
Johann Schreff 
Gemeinschaftsvorsitzender 
 
(Nr. 20-9410.1 vom 28.07.2020) 
 
 
 
 
Gewässerunterhaltungszweckverband Landshut - Kelheim - Dingolfing-Landau 
 

H A U S H A L T S S A T Z U N G  
für den Gewässerunterhaltungszweckverband 

Landshut - Kelheim - Dingolfing-Landau 
für das Haushaltsjahr 2020 

 
Aufgrund des Art. 63 ff der Bayer. Gemeindeordnung (GO) i. V. m. Art. 41 KommZG erlässt der 
Gewässerunterhaltungszweckverband Landshut – Kelheim – Dingolfing-Landau folgende 
Haushaltssatzung, die hiermit gemäß Art. 24 KommZG bekannt gemacht wird: 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
 im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben auf   651.900,00 € 
und 
 im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben auf     47.100,00 € 
festgesetzt. 
 

§ 2 
Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt werden nicht aufgenommen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
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§ 4 
1. Verwaltungsumlage 

a) Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf zur Finanzierung von Ausgaben im 
Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2020 auf 291.800,00 € festgesetzt und 
gemäß § 20 der Satzung nach Hektargleichwerten auf die Mitglieder des Verbandes 
umgelegt. 

b) Für die Berechnung der Umlage werden die vom Wasserwirtschaftsamt Landshut 
festgesetzten Hektargleichwerte der Mitgliedsgemeinden herangezogen. 

c) Die Umlage wird daher je Hektargleichwert auf 1,55 € festgesetzt. 
 

2. Investitionsumlage 
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 
§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf 100.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 6 
Mitgliedsgemeinden sind: Abensberg, Adlkofen, Aham, Aiglsbach, Bad Abbach, Bodenkirchen, 
Buch a.Erlbach, Dingolfing, Frontenhausen, Furth, Geisenhausen, Gerzen, Gottfrieding, 
Herrngiersdorf, Hohenthann, Kelheim, Kröning, Langquaid, Loiching, Mainburg, Mamming, 
Marklkofen, Neustadt a.d.Donau, Niederaichbach, Niederviehbach, Riedenburg, Rohr i.NB, Saal 
a.d.Donau, Schalkham, Siegenburg, Teugn, Tiefenbach, Vilsbiburg, Volkenschwand. 
 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2020 in Kraft. 
 

II. 
Das Landratsamt Landshut hat die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan des Zweckverbandes für 
das Haushaltsjahr 2020 mit Schreiben vom 27.07.2020 rechtsaufsichtlich gewürdigt. 
 

III. 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird gemäß bis zur nächsten amtlichen 
Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich zugänglich gemacht und liegt in der 
Geschäftsstelle des Gewässerunterhaltungszweckverbandes Landshut - Kelheim - Dingolfing-
Landau, Veldener Str. 15, 84036 Landshut innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden zur 
Einsichtnahme auf. 
 
Landshut, 28.07.2020 
Gewässerunterhaltungszweckverband 
Landshut - Kelheim - Dingolfing-Landau 
 
gez. 
Klaus 
Verbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-9410.1 vom 28.07.2020) 
 
 
 
Vollzug der Baugesetze; 
Vorhaben: Errichtung einer Zuschauertribüne mit Überdachung am Hauptspielfeld  
Antragsteller/in: TSV Vilsbiburg 1883 e.V. vertreten durch Hr. Friedrich Eggemann  
Bauort: Vilsbiburg, Brückenstraße 17 Baugrundstück: Fl.Nr. 1245/1, Gemarkung Vilsbiburg, 
Stadt Vilsbiburg  
Das genannte Vorhaben bedarf gemäß Art. 55 Abs. 1 Bayerische Bauordnung (BayBO) einer 
baurechtlichen Genehmigung. Diese wurde beim Landratsamt Landshut beantragt.  
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Gemäß Art 68 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BayBO ist die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem 
Bauvorhaben keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen, die im bauaufsichtlichen 
Genehmigungsverfahren zu prüfen sind.  

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen liegen beim Landratsamt 
Landshut,  

Veldener Str. 15, 84036 Landshut im 3. Stock auf Zimmer Nr. 329  

vom 31.07.2020 (Freitag) bis einschließlich 31.08.2020 (Montag)  

während der Parteiverkehrszeiten zur Einsichtnahme aus. Gegen das Vorhaben können während 
der vorgenannten einmonatigen Auslegungsfrist Einwendungen schriftlich beim Landratsamt 
Landshut erhoben werden. (Niederschriften werden nicht gefertigt).  

Ebenfalls können Einwendungen unter der E-Mail Adresse bauamt@landkreis-landshut.de unter 
Angabe des Einwendungsgegenstandes eingereicht werden.  

Mit Ablauf einer Frist von einem Monat nach Bekanntmachung des Bauvorhabens sind alle 
öffentlich-rechtlichen Einwendungen gegen das Bauvorhaben ausgeschlossen. Dabei handelt es 
sich um eine materielle Präklusion, die die gleiche Wirkung wie eine Nachbarunterschrift auf den 
Bauvorlagen hat.  

Darüber hinaus wir darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Baugenehmigung nach Art. 66 
Abs. 1 Satz 6 durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann. 
 
Landshut, den 28.07.2020  
Landratsamt Landshut  
Sachgebiet Bauordnung, Verwaltung  
 
(Nr. 41S-698-2020-BAUG vom 28.07.2020) 
 
 
 
 
Landshut, den 30.07.2020 
Landratsamt 
 
gez. 
Dreier 
Landrat 


